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1. Öffentliche Auflage 

Mit Schreiben vom 15. Oktober 2025 legte das AWEL den Gemeinden Wald ZH und Fi-
schenthal sowie den kantonalen Fachstellen den Entwurf für die Festlegung des Gewäs-
serraums am kantonalen Gewässer Jona im Siedlungsgebiet der Gemeinden Wald und Fi-
schenthal zur Stellungnahme vor (§ 17 Wasserverordnung [WsV, LS 724.11]). Anschlies-
send überarbeitete das AWEL den Entwurf aufgrund der Stellungnahmen. Die Gemeinden 
Wald und Fischenthal legten den überarbeiteten Entwurf der Gewässerraumfestlegung an-
schliessend gemäss § 18 WsV vom 27. März 2026 bis zum 26. Mai 2026 während 60 Ta-
gen öffentlich auf. Das AWEL und die beiden Gemeinden machten die Planauflage öffent-
lich bekannt. Über den Beginn der öffentlichen Auflage informierte das AWEL die von der 
Festlegung betroffenen Grundeigentümer schriftlich, soweit dies ohne übermässigen Auf-
wand möglich war (§ 18 Abs. 2 und 5 WsV). Innert dieser Frist konnte jede Person Einwen-
dungen gegen den Gewässerraumentwurf erheben (§ 18 Abs. 4 WsV).  

Innert der Auflagefrist sind sieben Einwendungen (mit insgesamt sieben Anträgen) und 
eine Stellungnahme (ohne konkrete Anträge) eingegangen. Der vorliegende Einwendungs-
bericht gibt Auskunft über den Umgang mit den Anträgen. Gleich- oder ähnlich lautende 
Anträge aus verschiedenen Einwendungen werden nachfolgend zusammengefasst. 

2. Einwendungen und Entscheid 

Vorwort: 

• Die flächendeckende Festlegung des Gewässerraums im Siedlungsgebiet im soge-
nannten vereinfachten Verfahren ist eine übergeordnete planerische Festlegung. Sie 
dient der langfristigen Sicherung der Gewässerinteressen auf der Grundlage der gege-
benen Hochwassersituation und bekannter Planungen und Bauvorhaben zum Zeit-
punkt der Festlegung. Sofern zu einem späteren Zeitpunkt, nach einer Gewässerraum-
festlegung im vereinfachten Verfahren, neue Erkenntnisse vorliegen (z.B. Wasserbau-
projekt) oder sich die Verhältnisse im Umfeld des Gewässers erheblich geändert ha-
ben, kann der Gewässerraum revidiert (angepasst) werden (§ 27 WsV). 

• Grundstücke, Bauten und Anlagen, die im Gewässerraum liegen, verbleiben im Eigen-
tum ihrer bisherigen Inhaberinnen und Inhaber. Durch die Gewässerraumfestlegung 
kommt es daher nicht zu einer formellen Enteignung. Es gelten jedoch einige öffent-
lich-rechtliche Eigentumsbeschränkungen. 

• Bereits bestehende, rechtmässig erstellte und bestimmungsgemäss nutzbare Bauten 
und Anlagen, die innerhalb des Gewässerraums zu liegen kommen, werden nicht bau-
rechtswidrig und müssen nicht abgebrochen werden. Sie sind in ihrem Bestand grund-
sätzlich geschützt und dürfen weiterhin genutzt und unterhalten werden. Sie geniessen 
in der Bauzone darüber hinaus eine erweiterte Bestandesgarantie (§ 357 Planungs- 
und Baugesetz [PBG, LS 700.1] in Verbindung mit § 20 Wassergesetz). Damit bleiben 
gewisse Um- und Ausbauten/Erweiterungen sowie Nutzungsänderungen möglich. Vor-
behalten bleiben anders lautende baurechtliche Bestimmungen. 
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• Im Grundsatz ist keine weitere Beanspruchung des Gewässerraums durch ober- und 
unterirdische Bauten und Anlagen unter dem Titel der Bestandesgarantie möglich. Für 
Erweiterungen, Ersatzbauten und Neuanlagen im Gewässerraum ist eine Einzelfallbe-
urteilung nötig. Sie sind grundsätzlich nur bewilligungsfähig, wenn sie nachweislich im 
öffentlichen Interesse liegen und standortgebunden sind. Für die Erweiterung, den Er-
satz oder die Neuanlage von nicht standortgebundenen und/oder nicht im öffentlichen 
Interesse liegenden Bauten und Anlagen ist in dicht überbauten Gebieten auch nach 
der Festlegung des Gewässerraums eine Ausnahmebewilligung möglich, falls die Bau-
ten und Anlagen zonenkonform sind und keine überwiegenden Interessen (insbeson-
dere Hochwasserschutz, Gewässerschutz) entgegenstehen. Die Prüfung und Erteilung 
einer Baubewilligung (bzw. evtl. Ausnahmebewilligung) erfolgt in einem separaten Ver-
fahren auf Basis eines konkreten Baubewilligungsgesuchs und ist somit nicht Bestand-
teil der vorliegenden Gewässerraumfestlegung. 

• Die an die bauliche Ausnützung von Grundstücken anrechenbare Fläche wird durch 
den Gewässerraum nicht geändert (§ 25 WsV). 

• Nutzungseinschränkungen entlang der Gewässer haben schon vor der Einführung des 
Gewässerraums bestanden: Bauten und Anlagen mussten gemäss dem ehemaligen 
kantonalen Wasserwirtschaftsgesetz (WWG, aufgehoben per 1. Juni 2026) einen Ab-
stand von mindestens fünf Metern zum Gewässer einhalten (§ 21 WWG). Bis zur 
rechtskräftigen Festlegung des Gewässerraums gelten sodann die Übergangsbestim-
mungen der Änderung vom 4. Mai 2011: der übergangsrechtliche, beidseitige Ufer-
streifen beträgt 8 m plus je die aktuelle Sohlenbreite des Gewässers und ist i.d.R. brei-
ter als der Gewässerraum. 

• Auch die Bau- und Zonenordnung der jeweiligen Gemeinde kann bauliche Einschrän-
kungen enthalten (bspw. Grundabstand in den Bauzonen, Strassenabstände etc.). 

• Wird durch den Gewässerraum die Nutzung des Grundstücks in schwerwiegender 
Weise eingeschränkt (wenn das Grundstück z.B. unüberbaubar wird), kann dies einer 
materiellen Enteignung gleichkommen. Liegt eine materielle Enteignung vor, besteht 
Anspruch auf eine Entschädigung durch den Kanton. Über die materielle Enteignung 
und die damit verbundene Entschädigung ist nicht im Verfahren zur Gewässerraum-
festlegung zu entscheiden, sondern in einem separaten Verfahren (vgl. dazu § 183bis 
Abs. 1 des Einführungsgesetzes zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch [EG ZGB; 
LS 230]). Der Betroffene kann seine Ansprüche innert zehn Jahren seit dem Inkrafttre-
ten der Eigentumsbeschränkung beim Kanton geltend machen (§ 183ter Abs. 1 EG 
ZGB). 
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Antrag 1: betreffend die Abschnitte Jona-15 und Jona-16 bzw. die Grundstücke Kat. 
Nrn. 9076, 9077, 9078 und 9079 in Wald ZH (Einwendung vom 19. April 2026) 

Die Grundstücke Kat. Nrn. 9076, 9077, 9078 und 9079 vom Elbarai in Wald ZH seien vom 
Gewässerraum betroffen. Gemäss der Informationsbroschüre sei die Breite des Gewässer-
raums an der Jona grundsätzlich nach einer klar definierten Mindestformel zu bestimmen 
(2.5 x Sohlebreite + 7 m). Gemäss der Berechnung der Einwender verlaufe der Mindestab-
stand entlang der flussseitigen Strassenseite vom Elbarai. Die projektierte Breite über-
schreite dieses Mindestmass deutlich. Der von den Einwendern vorgeschlagene Mindest-
abstand entspreche der Baulinie, welche den Einwendern beim Kauf der jeweiligen Grund-
stücke zugesichert worden sei (Planbeilage: Katasterplan vom 19. Mai 2009, mit Baulinie). 
Die faktische Verschiebung dieser Baulinie hätte für die Einwender nicht hinnehmbare Ein-
schränkungen und wertmindernde Effekte zur Folge. 

Aus diesen Gründen würden folgende Anträge gestellt: 

1) Der Gewässerraum sei auf das gesetzliche Mindestmass zu reduzieren, da: 

- der betroffene Bereich bereits durch bestehende Infrastrukturen (insbesondere die 
Strasse Elbarai) geprägt sei, 

- keine erkennbaren Anforderungen bezüglich Hochwasserschutz oder Revitalisie-
rung vorlägen, die eine Ausweitung des Gewässerraums rechtfertigten und eine 
Festlegung des Gewässerraums über das Mindestmass hinweg negative Auswir-
kungen auf unsere Grundstücke und Liegenschaften hätte. 

2) Sollte am erweiterten Gewässerraum festgehalten werden, beantragen wir eine detail-
lierte und nachvollziehbare Begründung, insbesondere: 

- auf welche konkreten Kriterien sich die Verbreiterung stützt, 
- welche konkreten Vorteile für das Gewässer daraus resultieren, 
- weshalb die Baulinie nicht berücksichtigt wird 

3) Für den Fall, dass unserem Antrag nicht stattgegeben wird, ersuchen wir um: 

- eine transparente Darlegung unserer weiteren rechtlichen Möglichkeiten, 
- Angaben zum weiteren Verfahren und zu den zuständigen Instanzen. 

Entscheid der Baudirektion 

Der Antrag wird teilweise berücksichtigt. 

Begründung 

Zum 1. Teilantrag (Festlegung des minimalen Gewässerraums): 

Aufgrund der Einwendung wurde die Breite des Gewässerraums im Bereich des Abschnitts 
Jona-16 überprüft. Die Prüfung ergab, dass die Betroffenheit der privaten Grundstücke / 
Gebäude in der Interessenabwägung höher gewichtet werden kann als die Erhöhung auf-
grund guter Ökomorphologie. Die Gewässerelemente (Böschungen, Gehölze, Streifen für 
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terrestrische Vernetzung etc.) sind im minimalen Gewässerraum von 26.0 m Breite voll-
ständig enthalten. Eine (einseitige) Erhöhung auf die Biodiversitätsbreite (Art. 41a Abs. 1 
GSchV) ist für den Erhalt und die Förderung der Biodiversität/Ökomorphologie, gestützt auf 
Art. 41a Abs. 3 GSchV, nur im oberen Abschnittsteil sinnvoll, wo rechtsufrig Landwirt-
schaftszone (extensiv genutzte Wiese und Wald) vorliegt. Der Gewässerraum wird im obe-
ren Abschnittsteil einseitig (rechtsufrig) von 13.0 m auf 18.8 m erhöht, was eine Gesamt-
breite von 31.8 m ergibt. Rechtsufrig im unteren Abschnittsteil und linksufrig wird der ge-
setzlich minimale Gewässerraum von 26.0 m Breite symmetrisch angeordnet, festgelegt im 
Sinne einer Berücksichtigung der Einwendung.  

Zum 2. Teilantrag (nachvollziehbare Begründung): 

Diese Anpassung in der Gewässerraumbreite im unteren Teil des Abschnitts Jona-16 ist im 
Festlegungsdossier bereits vorgenommen und nachvollziehbar dokumentiert worden. 

Zum 3. Teilantrag (Darlegung der Rechtsmittel und weiteren Vorgehensmöglichkeiten): 

Das weitere Vorgehen ist in Dispositiv 4 (Rechtsmittelbelehrung) der Verfügung beschrie-
ben. Gestützt auf § 20 Abs. 1 WsV wird die Verfügung (Festlegung) öffentlich bekannt ge-
macht. Die Verfügung wird zusammen mit der Stellungnahme zu den Einwendungen wäh-
rend 30 Tagen bei der Gemeinde öffentlich aufgelegt. Zusätzlich sind die Unterlagen in di-
gitaler Form über die Informationsplattform Gewässerraum (www.gewaesserraum.ch/publi-
kationen) einsehbar und die Gewässerräume werden im kantonalen GIS-Browser 
(www.maps.zh.ch) publiziert. Gestützt auf § 20 Abs. 3 WsV werden alle Einwender schrift-
lich über den Start der Publikation der Festlegung und somit die Rekursfrist informiert. 

Gegen die Verfügung der Baudirektion kann innert 30 Tagen, von der Veröffentlichung an 
gerechnet, beim Baurekursgericht, Postfach, 8090 Zürich, schriftlich Rekurs eingereicht 
werden. Die in dreifacher Ausführung einzureichende Rekursschrift muss einen Antrag und 
dessen Begründung enthalten. Die angefochtene Verfügung ist beizulegen. Die angerufe-
nen Beweismittel sind genau zu bezeichnen und soweit möglich beizulegen. Materielle und 
formelle Entscheide der Rekursinstanz sind kostenpflichtig; die Kosten hat die im Verfahren 
unterliegende Partei zu tragen. 

Sollte innert Rekursfrist ein Rekurs beim Baurekursgericht eingehen, sieht der Ablauf des 
Rekursverfahrens wie folgt aus: Erfassung des Rekurses (u.a. Prüfen der Eintretensvo-
raussetzungen), Vernehmlassungsverfahren / Schriftenwechsel (v.a. Einholung der Stel-
lungnahmen der Rekursgegner), Sachverhaltsuntersuchung, Sitzung (Beratung des Urteils-
antrags und Fällung des Urteils), Ausfertigung und Versand des Urteils an die Parteien. 
Gegen den Entscheid des Baurekursgerichts kann innert 30 Tagen, von der Zustellung an 
gerechnet, beim Verwaltungsgericht des Kantons Zürich schriftlich Beschwerde eingereicht 
werden. 

Sollte innert Beschwerdefrist eine Beschwerde beim Verwaltungsgericht eingehen, ist der 
Ablauf des Beschwerdeverfahrens demjenigen des Baurekursgerichts ähnlich. Gegen den 
Entscheid des Verwaltungsgerichts kann innert 30 Tagen, von der Zustellung an gerechnet, 
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beim Bundesgericht schriftlich Beschwerde eingereicht werden. Sollte innert Beschwerde-
frist eine Beschwerde beim Bundesgericht eingehen, ist der Verfahrensablauf ähnlich.  

Ein Rechtsmittelverfahren dauert mehrere Monate und sogar Jahre. Das Verfahren vor Ge-
richt ist mit Kosten verbunden. Die Gerichtskosten berechnen sich nach dem Zeitaufwand, 
der Schwierigkeit des Falls, dem Streitwert oder dem tatsächlichen Streitinteresse. Dazu 
kommen weitere Kosten, wie für die Zustellung der gerichtlichen Dokumente, das Erstellen 
von Kopien oder Übersetzungen. Neben den Kosten für das Gerichtsverfahren (Prozess-
führungskosten) fallen allenfalls auch Kosten für eine Vertretung durch einen Rechtsbei-
stand an (Rechtsvertretungskosten). 

 

Antrag 2: betreffend die Abschnitte Jona-14 und Jona-15 bzw. das Grundstück Kat. 
Nr. 8869 in Wald ZH (Einwendung vom 22. April 2026) 

Das Grundstück Kat. Nr. 8869 liege in der Kernzone, 800 Meter vom Bahnhof entfernt und 
eigne sich gut für ein Bauprojekt mit mehreren Wohnungen. Lage zentral, Schulen in der 
Nähe, sonnig, geschützt und an der Jona. Es wäre schade, wenn dieses Grundstück durch 
den Gewässerraum zu stark eingeschränkt würde. Der auf dem Grundstück Kat. Nr. 8869 
bestehende Parkplatz sei auch für die 8 Wohnungen auf dem Grundstück Kat. Nr. 8755 
(Neuhof) erstellt worden, weil die Parkplätze auf dem Grundstück Kat. Nr. 8755 sehr ge-
fährlich und zu wenig waren. 

Aus diesen Gründen werde beantragt, den Gewässerraum bachaufwärts nicht zu vergrös-
sern, sondern gleichbleibend, um ca. 30 Meter, weiterzuführen. Zusätzlich sei die Gewäs-
serachse zu überprüfen und ggf. zu korrigieren. 

Entscheid der Baudirektion 

Der Antrag wird teilweise berücksichtigt. 

Begründung 

Zur Lage der Gewässerachse: 

Aufgrund der Einwendung wurde die Lage der Gewässerachse im Bereich des Grund-
stücks Kat. Nr. 8869 Wald überprüft. Die Prüfung ergab, dass die Einwendung berechtigt 
ist. Die aktuelle Gewässerachse hat teilweise Ungenauigkeiten von knapp über 1 m gegen-
über der amtlichen Vermessung. Aus diesem Grund haben wir die Gewässerachse korri-
giert. Diese Korrektur an der Gewässerachse und folglich am Gewässerraum ist im Festle-
gungsdossier bereits vorgenommen und dokumentiert worden. Durch die Korrektur der Ge-
wässerachse wird das Grundstück Kat. Nr. 8869 vom Gewässerraum leicht weniger betrof-
fen. 
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Zur Gewässerraumbreite: 

Aufgrund der Einwendung wurde die Lage der Abschnittsgrenze zwischen Jona-14 und 
Jona-15 überprüft. Die Prüfung ergab, dass diese Abschnittsgrenze rund 35 m bachauf-
wärts verschoben werden kann, weil der Überbauungsgrad und die hydraulischen und 
ökomorphologischen Verhältnisse übereinstimmen. Durch die Anpassung an der Lage der 
Abschnittsgrenze reduziert sich die Betroffenheit für den nördlichen Bereich des Grund-
stücks Kat. Nr. 8869 Wald, weil dort nun der im Vergleich zum Abschnitt Jona-15 kleinere 
Gewässerraum von 25 m Breite des Abschnitts Jona-14 massgebend ist. 

Der bestehende Parkplatz ist weiterhin, aber nun weniger vom Gewässerraum betroffen. 
Der Parkplatz sowie das teils betroffene Gebäude mit GVZ-Nr. 1261 geniessen die erwei-
terte Bestandesgarantie, wenn sie rechtmässig erstellt wurden und bestimmungsgemäss 
nutzbar sind. Bei einer allfälligen Überbauung ist das Grundstück Kat. 8869 verhältnismäs-
sig baulich nutzbar, zumal der Gewässerraum nicht ausnutzungsrelevant ist (s. Vorwort) 
und ungefähr dem bestehenden Verlauf der kommunalen Gewässerabstandslinie ent-
spricht.  

Antrag 3: betreffend den Abschnitt Jona-10 bzw. die Grundstücke Kat. Nrn. 9671 und 
9667 in Wald ZH (Einwendung vom 28. April 2026) 

Im Bereich des Abschnitts Jona-10 befänden sich die Parzellen Kat. Nrn. 9671 und 9667. 
Beide Parzellen seien heute noch mehrheitlich unüberbaut. Trotz sehr dichter Bebauung im 
Bereich der Brücke Jonastrasse sei im Bericht die Einschätzung festgehalten, dass es sich 
linksseitig nicht um ein dicht bebautes Gebiet handle. Diese Einschätzung sei falsch.  

Für beide Parzellen lägen, analog der Bleichiwies auf der rechten Flussseite, rechtkräftige 
Gestaltungspläne (GP Lindenhof und GP Claridapark) vor, die die künftige, dichte Bebau-
ung sicherstellten. Der vorgeschlagene Gewässerraum tangiere dabei im Bereich der Par-
zelle Kat. Nr. 9667 das Baufeld A und im Bereich der Parzelle 9671 das Baufeld des Ge-
staltungsplans Lindenhof und stehe daher im Widerspruch zur geplanten und rechtsgülti-
gen Bebauung gemäss Gestaltungsplan. 

Aus diesen Gründen würden folgende Anträge gestellt: 

1) Die Bebauung sei auch linksufrig, analog der Einschätzung dicht bebaut auf der 
rechten Uferseite, wo der Gestaltungsplan Bleichiwies besteht, als dicht bebaut ein-
zustufen. 

2) Der Gewässerraum im Abschnitt Jona-10 sei, basierend auf der rechtskräftigen 
dichten Bebauung auch Iinksufrig, analog rechtsufrig, auf den gemäss Hochwas-
serschutznachweis notwendige Gewässerraum von total 28 m zu reduzieren. Damit 
würde sich der linke Rand des Gewässerraums im Bereich der bestehenden Ge-
wässerabstandslinie befinden, auf deren Basis auch die beiden Gestaltungspläne 
erstellt und genehmigt wurden. 

Entscheid der Baudirektion 

Der Antrag wird nicht berücksichtigt. 
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Begründung 

Zu den Gestaltungsplänen: 

Die Grundstücke Kat. Nrn. 9667 und 9671 in Wald liegen linksufrig zur Jona und sind vom 
Abschnitt Jona-10 betroffen. Beide Grundstücke sind durch private Gestaltungspläne 
(«Claridapark» bzw. «Lindenhof») überlagert.  

Wir weisen darauf hin, dass ein privater Gestaltungsplan Teil des kommunalen Rechts ist 
und sowohl dem kantonalen Recht als auch dem Bundesrecht unterliegt (Art. 49 Abs. 1 der 
Bundesverfassung (SR 101) resp. § 2 Abs. 1 des Gemeindegesetzes [LS 131.1]). Eine 
Baubewilligung setzt nicht nur eine genügende Erschliessung und Zonenkonformität vo-
raus, sondern auch das Einhalten der übrigen Voraussetzungen des Bundesrechts und des 
kantonalen Rechts (Art. 22 Abs. 2 und 3 RPG). Seit 2011 gelten auf Bundesebene neue 
gewässerschutzrechtliche Vorschriften (GSchG, GSchV).  

• Zum Grundstück Kat. Nr. 9667 (privaten GP «Claridapark»): Auf dem Grundstück Kat. 
Nr. 9667 ist das Baufeld A des privaten Gestaltungsplanes «Claridapark» vom Gewäs-
serraum betroffen. Der private Gestaltungsplan «Claridapark» wurde am 23. Januar 
2007 genehmigt und bis heute nur teils umgesetzt: Nur zwei der vier vorgesehenen 
Gebäude im Baufeld A wurden realisiert. Aufgrund der Einwendung wurde geprüft, ob 
die zwei realisierten Gebäude und die zwei weiteren vorgesehenen Gebäude (Grund-
risse gem. Gestaltungsplan) im Baufeld A vom Gewässerraum tangiert sind. Die Prü-
fung mittels Georeferenzierung des Gestaltungsplans im GIS ergab, dass die beiden 
ausstehenden Gebäudegrundrisse vom Gewässerraum knapp nicht angeschnitten 
werden. Aufgrund der Grösse des Baufelds A und seiner geringen Betroffenheit durch 
den Gewässerraum (nur ein schmaler Streifen von rund 3 m im nordwestlichen Be-
reich) besteht zudem ein gewisser Spielraum bei der Anordnung der übrigen zwei Ge-
bäude, sodass sie ausserhalb des Gewässerraums realisiert werden können. Selbst 
wenn ein Baugesuch in Kürze eingereicht würde, wäre es nach der aktuell geltenden 
Rechtslage zu beurteilen. Auch der übergangsrechtliche Uferstreifen, der bereits seit 
2011 aufgrund der Übergangsbestimmungen zur Änderung vom 4. Mai 2011 der 
GSchV gilt und bis zur rechtskräftigen Festlegung des Gewässerraums von Bauten 
und Anlagen freizuhalten ist, tangiert das Baufeld A.  

• Zum Grundstück Kat. Nr. 9671 (bzw. GP «Lindenhof»): Der private Gestaltungsplan 
«Lindenhof» wurde am 30. Oktober 2012 genehmigt, zusammen mit dem rechtsufrigen 
GP «Bleichiwies». Mit dem GP Lindenhof (Plan und Art. 5 der Gestaltungsplanvor-
schriften) wurde auf dem Grundstück Kat. Nr. 9671 kein Baufeld und kein Baubereich 
genehmigt.  

Zum 1. Teilantrag (Dicht überbautes Gebiet): 

Vor diesem Hintergrund, und in Anbetracht dessen, dass das Baufeld A auf Grundstück 
Kat. Nr. 9667 im privaten GP «Claridapark» nur teils bebaut wurde und dass auf dem 
Grundstück Kat. Nr. 9671 im privaten GP «Lindenhof» kein Baufeld genehmigt wurde, 
wurde das Gebiet linksufrig zur Jona im Abschnitt Jona-10 als tendenziell nicht dicht über-
baut beurteilt (vgl. Anhang A09 des techn. Berichts Teil III Gemeinden Wald und Fischent-
hal). Trotz Lage in der Kernzone der Gemeinde Wald treffen mehrere Indizien für das Vor-
liegen eines dicht überbauten Gebiets nicht zu (s. Anhang A09): Das linksufrige Gebiet, 
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welches vom Gewässerraum tangiert wird, weist kaum direkt an das Ufer angrenzende 
Bauten und Anlagen auf (die im GP «Claridapark» genehmigten aber noch nicht realisier-
ten Gebäude kommen nicht im Gewässerraum zu liegen, s. Ausführung oben), weist eine 
grosse Grünfläche entlang des Ufers auf und ist baulich noch ungenutzt (bzw. die im Rah-
men des GP «Claridapark» genehmigte bauliche Nutzung liegt nicht im Gewässerraum). 
An dieser Beurteilung wird festgehalten. 
 
Zum 2. Teilantrag (Reduktion der Gewässerraumbreite): 

Gemäss Art. 41a Abs. 4 lit. a GSchV kann der Gewässerraum in dicht überbauten Gebie-
ten den baulichen Gegebenheiten angepasst werden, soweit der Hochwasserschutz ge-
währleistet ist. Wir weisen darauf hin, dass es sich gemäss Verordnungstext um eine 
«Kann-Bestimmung» handelt. Das heisst, dass, auch wenn ein Gebiet als «dicht überbaut» 
gelten würde, eine Reduktion der Gewässerraumbreite nicht automatisch zu erfolgen hat. 
Für eine Beanspruchung des Gewässerraums (bzw. des übergangsrechtlichen Uferstrei-
fens) braucht es einen Gestaltungsplan (wie vorliegend) oder eine Ausnahmebewilligung 
gestützt auf den zu erbringenden Nachweis, dass der Uferstreifen/Gewässerraum für das 
Bauvorhaben tatsächlich beansprucht werden muss und keine Anordnung ausserhalb des 
Uferstreifens/Gewässerraums möglich ist. Diese Prüfung ist allerdings nicht Bestandteil der 
vorliegenden Gewässerraumfestlegung im vereinfachten Verfahren, sondern muss im Rah-
men eines Baubewilligungsverfahren erfolgen (s. Vorwort). 
 
Die Voraussetzung für eine Anpassung der Gewässerraumbreite im Sinn von Art. 41a Abs. 
4 GSchV ist vorliegend auf der linken Uferseite des Abschnitts Jona-10 nicht erfüllt (s. 
oben, Antwort zum Teilantrag 1). Aus diesem Grund ist eine Reduktion der linksufrigen Ge-
wässerraumbreite im Abschnitt Jona-10 nicht möglich und es wird daher der gesetzlich mi-
nimale Gewässerraum festgelegt. 
Eine zweckmässige (bauliche) Nutzung der Grundstücke Kat. Nrn. 9667 und 9671 bleibt 
ohne Weiteres möglich. Die vorliegende Gewässerraumfestlegung an der Jona im Ab-
schnitt Jona-10 steht somit nicht im Widerspruch zu den Vorgaben der rechtskräftigen Ge-
staltungspläne «Claridapark» und «Lindenhof». 
 
 
Antrag 4: betreffend Abschnitt Jona-13 bzw. die Grundstücke Kat. Nrn. 4776, 4898 
und 7303 in Wald ZH (Einwendung vom 4. Mai 2026) 

Die Entstehung des Freibads Sunnetal sei bewusst am natürlichen geschwungenen Bach-
verlauf der Jona projektiert worden, damit das Becken mit Bachwasser aus der Jona ver-
sorgt werden konnte. 1944 sei die Jona durch den Kanton Zürich, Abt. Wasserbau u. Was-
serrecht, abgestützt auf die Rekonstruktion der Wassermengen vom Hochwasser 1939, 
neu geführt und in eine «Schüssel» gelegt worden. Im Bereich des Freibades sei die Jona 
eingedolt und wortwörtlich unter diesem durchgeführt worden. 

Die Revitalisierung des 4 m tief liegenden Gewässerabschnitts sei situationsbedingt (Kern-
zone/dicht überbaut) nicht verhältnismässig oder realistisch. Der Unterhalt des Durchlasses 
sei durch die Begehbarkeit (2,7 m hoch) jederzeit gewährleistet. 
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Die in der Kernzone liegende Anlage sei eines der ältesten Freibäder im Kanton Zürich. Es 
bestehe anhand der Besucherzahlen von 20'000 bis 25'000 pro Jahr ein grosses öffentli-
ches Interesse, das Bad weiter betreiben zu können. Die in Teilbereichen bald 100-jährige 
Anlage sei sanierungs- und erneuerungsbedürftig.  

Die Zugänglichkeit für Unterhaltsarbeiten sei markant erschwert und signifikant aufwändi-
ger sichergestellt. Die Instandsetzung sei gemäss Bericht nur in Ausnahmefällen mit Auf-
zeigen einer möglichen Zugänglichkeit unter Beanspruchung der Nachbarparzellen mög-
lich. Da die Nachbarparzellen in gemeindeeigenem oder gemeindebeteiligtem Eigentum 
liege, könne die Zugänglichkeit für Unterhaltsarbeiten sichergestellt werden. 

Die Grundstücke des Freibads (Kat.-Nrn. 4776, 4898 und 7303) seien nicht nur vom Ge-
wässerraum im Abschnitt Jona-13 signifikant betroffen, sondern auch vom reduzierten Ge-
wässerraum der angrenzenden Abschnitte Jona-12 und Jona-14. Dieser Umstand 
schränke das Potential bezüglich einer zukünftigen Umgestaltung des Freibads zusätzlich 
ein. Die Argumentation einer zukünftigen Offenlegung bei einem Neubau/einer Land-
schaftsgestaltung des Schwimmbadareals sei sehr theoretisch und stehe im Widerspruch 
dazu, dass gemäss Bericht kein Öffnungspotential bestehe. 

Aus diesen Gründen werde beantragt, auf die Gewässerraumfestlegung im Abschnitt Jona-
13 zu verzichten. 

Entscheid der Baudirektion 

Der Antrag wird nicht berücksichtigt. 

Begründung 

Die Jona ist heute im fraglichen Abschnitt eingedolt. Demnach wäre gemäss Art. 41a 
Abs. 5 lit. b GSchV die Festlegung eines Verzichts auf den Gewässerraum möglich. Fol-
gende überwiegende Interesse stehen einem Verzicht jedoch entgegen: 

Bei der Jona im Abschnitt Jona-13 handelt es sich um ein kantonales Gewässer. Der Kan-
ton (AWEL) ist für die Sicherstellung des Hochwasserschutzes und den Gewässerunterhalt 
der kantonalen Gewässer zuständig (§ 23 WsG). Da es sich bei der bestehenden Gewäs-
serabstandslinie (RRB 3516/1985) entlang der Dole im Abschnitt-13 um ein kommunales 
raumplanerisches Instrument handelt, welches die Gemeinde eigenverantwortlich aufheben 
kann, erwächst dem Kanton daraus keine Garantie, dass der Zugang an die Jona langfris-
tig gesichert bleibt. Auch die heutige Tatsache, dass die Nachbargrundstücke in gemeinde-
eigenem (oder gemeindebeteiligtem) Eigentum liegen, ist keine langfristige Garantie für die 
Zugänglichkeit zwecks Unterhaltsarbeiten, da diese Grundstücke künftig an Private oder 
nicht gemeindebeteiligte Institutionen verkauft werden könnten. Mit dem Gewässerraum ist 
sichergestellt, dass der Kanton bei zukünftigen planerischen und baulichen Vorhaben im 
Bereich der Dole einbezogen wird und als Werkeigentümer Stellung nehmen kann. 

Gemäss Art. 38 Abs. 1 GSchG dürfen Fliessgewässer nicht überdeckt oder eingedolt wer-
den. Ausnahmen kann die Behörde gemäss Art. 38 Abs. 2 Bst. e GSchG für den Ersatz be-
stehender Eindolungen bewilligen, sofern eine offene Wasserführung nicht möglich ist. Bei 
einem allfälligen Neubau/einer Landschaftsgestaltung des Schwimmbad-Areals kann das 
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Offenlegungspotenzial stufengerecht geprüft werden, weshalb im jetzigen Verfahren nicht 
vorweggenommen werden kann, dass eine Ausdolung in Zukunft nicht möglich sein wird. 
Die Tatsache, dass die Jona im Bereich des Schwimmbad-Areals seit 1944 eingedolt ist, ist 
kein Grund, dass eine Ausdolung in Zukunft nicht mehr möglich ist bzw. nicht geprüft wer-
den soll, zumal das Eindolungsverbot jünger ist (GSchG datiert vom 24. Januar 1991). 

Die vorliegende Festlegung im vereinfachten Verfahren dient dazu, spätestens für den Zeit-
punkt, an dem die Dole das Ende ihres Lebenszyklus erreicht und ein Ersatz fällig wird, ge-
nügend Raum für die Unterhaltsarbeiten und ggf. eine Bachöffnung zu sichern und das Ge-
wässer vor Überstellung zu schützen, auch wenn die heutige Dole 2.7 m hoch und dadurch 
jederzeit begehbar ist. Es geht nicht nur um die Zugänglichkeit für den Unterhalt, sondern 
auch um bauliche Eingriffe an kantonalem Bauwerk. 

Da der Gewässerraum im Abschnitt Jona-13 aufgrund der Lage im dicht überbauten Gebiet 
reduziert und an die beidseitig bestehenden kommunalen Gewässerabstandslinien harmo-
nisiert wird, entstehen dadurch keine neuen, zusätzlichen Einschränkungen für die Nut-
zung, Weiterentwicklung, Sanierung und Erneuerung des Schwimmbad-Areals. 

Dem Antrag auf die Festlegung eines Verzichts auf den Gewässerraum kann somit nicht 
stattgegeben werden, da ein langfristiger Schutz vor (weiterer) Überstellung nicht gegeben 
ist und ein (theoretisches) Öffnungspotential besteht. Im Rahmen eines allfälligen, künfti-
gen Wasserbauprojekts (z.B. (Teil-)Offenlegung und/oder Verlegung) oder eines allfälligen 
Gestaltungsplans besteht die Möglichkeit, den Gewässerraum im Verfahren zur Festset-
zung von Wasserbauprojekten bzw. im nutzungsplanerischen Verfahren anzupassen (§ 27 
WsV). 

 

Antrag 5: betreffend Abschnitt Jona-17 bzw. das Grundstück Kat. Nr. 9224 in Wald 
ZH (Einwendung vom 21. Mai 2026) 

Der neue Gewässerraum mit 26 m Breite gehe quer durch die Liegenschaft Jonatalweg 2 
in Wald ZH. Diese Liegenschaft sei erhöht und werde durch eine 2.2 m hohe Mauer ge-
schützt. Das Näherbaurecht für das im Jahre 1838 gebaute Gebäude sei durch den Kanton 
Zürich bewilligt worden. 

Die Abmessung von der Mitte der Jona, von der die 13 m nach jeder Seite hervorgehen, 
sei nicht korrekt ausgeführt. 

Aus diesem Grund werde beantragt, den Gewässerraum neu festzulegen oder auf die be-
stehende Mauer (grün in der Abbildung der Einwendung markiert) zurückzuziehen. 

Entscheid der Baudirektion 

Der Antrag wird teilweise berücksichtigt. 

Begründung 

Zum Teilantrag betreffend die Lage der Gewässerachse: 
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Aufgrund der Einwendung wurde die Lage der Gewässerachse im Bereich des Grund-
stücks Kat. Nr. 9224 Wald überprüft. Die Prüfung ergab, dass die Einwendung berechtigt 
ist. Die aktuelle Gewässerachse hat teilweise Ungenauigkeiten von knapp über 1 m gegen-
über der amtlichen Vermessung. Aus diesem Grund haben wir die Gewässerachse korri-
giert. Diese Korrektur an der Gewässerachse und folglich am Gewässerraum ist im Festle-
gungsdossier bereits vorgenommen und dokumentiert worden. Durch die Korrektur der Ge-
wässerachse wird das Grundstück Kat. Nr. 9224 vom Gewässerraum leicht weniger betrof-
fen. 

Zum Teilantrag betreffend die Anpassung (Reduktion) der Gewässerraumbreite: 

Die Voraussetzung für eine Anpassung der Gewässerraumbreite gem. Art. 41a Abs. 4 
Bst. a GSchV ist vorliegend nicht erfüllt: Auch wenn in der BZO der Gemeinde Wald das 
Jonatal als Wohnzone mit Gewerbeerleichterung (WG2.0) gilt, befindet es sich nicht im 
Hauptsiedlungsgebiet der Gemeinde oder eines Ortsteils, liegt sehr peripher und ist durch 
landwirtschaftliche Nutzflächen vom Hauptsiedlungsgebiet abgegrenzt. Gemäss kantona-
lem Richtplan gilt das Jonatal zudem nicht als Siedlungsgebiet, sondern als Landwirt-
schaftsgebiet. Aus diesen und weiteren Gründen kann der Abschnitt Jona-17 nicht als dicht 
überbaut beurteilt werden. Eine Anpassung der rechtsufrigen Gewässerraumlinie auf die 
bestehende Mauer würde zu einer massiven Reduktion der Gewässerraumbreite (rund 3 m 
ab Uferlinie) führen und dadurch die Gewährleistung der Gewässerraumfunktionen unver-
hältnismässig einschränken. Eine Anpassung des Gewässerraums ist daher nicht möglich 
und auch nicht nötig, weil das bestehende Gebäude mit GVZ Nr. 1236, welches ungefähr 
zur Hälfte in den Gewässerraum zu liegen kommt, dank seiner Lage in der Bauzone die er-
weiterte Bestandesgarantie geniesst (s. Vorwort).  

 

Antrag 6: betreffend Abschnitt Jona-11 bzw. das Grundstück Kat. Nr. 8276 in Wald 
ZH (Einwendung vom 26. Mai 2026) 

Die Parzelle Kat. Nr. 8276 in Wald ZH sei vom Gewässerraum im Abschnitt Jona-11 betrof-
fen. Es werde begrüsst, dass der Gewässerraum aufgrund der dicht überbauten Situation 
reduziert worden sei und dass hinsichtlich Revitalisierung, Natur- und Landschaftsschutz 
sowie Gewässernutzung keine zusätzliche Erhöhung des Gewässerraums vorgesehen sei. 
Dennoch erscheine die konkrete Linienführung im Bereich der Parzelle Kat. Nr. 8276 noch-
mals überprüfungsbedürftig und es sei der Verhältnismässigkeit sowie der bestehenden 
baulichen Situation besonders Gewicht beizumessen. Es werde mit folgenden zusammen-
gefassten Punkten argumentiert: 

- Die Parzelle Kat. Nr. 8276 sei bereits bebaut; der Gewässerraum würde zukünftige 
Sanierungen, Modernisierungen oder Weiterentwicklungen des bestehenden Ge-
bäudes GVZ Nr. 1767 stark einschränken. 

- Das ab dem 1. Juni 2026 geltende neue Wassergesetz verlange, dass bei der Fest-
legung des Gewässerraums auf bestehende Nutzungen Rücksicht genommen 
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werde (§ 17 WsG). In dicht überbauten Gebieten dürfe der Gewässerraum zudem 
an bauliche Gegebenheiten angepasst werden (§ 19 WsG). 

- Entlang dieser Parzelle sei die Jona eingemauert, wodurch der Hochwasserschutz 
gewährleistet sei. Karten des Kantons Zürich zeigten keine Hochwassergefährdung 
im betroffenen Bereich. 

- Das Gebäude sei im Kernzonenplan blau markiert, also ortsbildprägend. Es dürfe 
nur unter Erhalt von Grundfläche, Fassadenelementen und Gebäudeprofil umge-
baut oder ersetzt werden. Der geplante Gewässerraum würde das Gebäude um bis 
zu 6.5 m durchschneiden und damit die Nutzung praktisch verunmöglichen. Dies 
widerspreche sowohl den Schutzinteressen (kantonales Inventar, ISOS) als auch 
den kommunalen Bauvorschriften. 

Aus diesen Gründen würden folgende Anträge gestellt: 

1) Die Gewässerraumfestlegung im Bereich der Parzelle Kat.-Nr. 8276 sei nochmals 
vertieft zu prüfen und weiter zu optimieren. Insbesondere sei zu prüfen, ob: 
- ein Verzicht auf zusätzliche Einschränkungen bzw. eine weitere Reduktion zur 

Festlegung des Gewässerraums entlang der bestehenden Gebäudefassade; 
- eine asymmetrische Anordnung; 
- eine stärkere Orientierung an den bestehenden Gewässerabstandslinien 
möglich seiene, ohne die Anforderungen des Hochwasserschutzes zu beeinträchti-
gen. 

2) Der Gewässerraum sei im Bereich der Parzelle Kat.-Nr. 8276 entlang der Fassa-
denflucht des bestehenden Gebäudes GVZ-Nr. 1767 festzulegen. 

3) Eventualiter sei der Gewässerraum im Bereich der Parzelle Kat.-Nr. 8276 soweit 
möglich weiter zu reduzieren bzw. asymmetrisch anzuordnen. 

4) Die bestehende Überbauung, die geltenden BZO-Bestimmungen zur Bauweise in 
der einschlägigen Kernzone I (insb. Art. 32.1 BZO), zukünftige bauliche Entwicklun-
gen der Parzelle, das kantonale Ortsbildschutzinventar sowie der Hinweis im ISOS 
seien im Rahmen der Verhältnismässigkeit angemessen zu berücksichtigen. 

Entscheid der Baudirektion 

Der Antrag wird nicht berücksichtigt. 

Begründung 

Zu den Teilanträgen 1-3: 

Um eine Reduktion des minimalen Gewässerraums zu prüfen, muss der Gewässerab-
schnitt in dicht überbautem Gebiet liegen. Dies ist am Abschnitt Jona-11 der Fall (s. An-
hang A09 des techn. Berichts). Daraufhin wurde die Voraussetzung gemäss Art. 41a 
Abs. 4 GSchV und § 19 WsG, wonach der Hochwasserschutz im reduzierten Gewässer-
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raum gewährleistet werden muss, geprüft. Im Abschnitt Jona-11 liegt gemäss aktueller Na-
turgefahrenkarte eine Linienschwachstelle vor, bei welcher das Wasser ab HQ100 über die 
Ufer tritt. Der gemäss Fachgutachten erforderliche Raumbedarf aus Sicht Hochwasser-
schutz (inkl. Unterhaltsstreifen) beträgt 28 m und ist kleiner als der minimaler Gewässer-
raum von 45 m Breite gemäss Fachgutachten, weshalb eine Reduktion der Gewässer-
raumbreite auf 28 m im Auflagedossier möglich war. Eine weitergehende Reduktion der 
Gewässerraumbreite im Sinne einer Harmonisierung an die bestehende kommunale Ge-
wässerabstandslinie (RRB 3516/1985) oder an die Gebäudefassade des Gebäudes GVZ 
Nr. 1767 ist aus rechtlichen Gründen nicht möglich. 
 
Der Gewässerraum wird in der Regel beidseitig gleichmässig zum Gewässer angeordnet. 
Bei besonderen Verhältnissen kann davon abgewichen werden, insbesondere zur Verbes-
serung des Hochwasserschutzes, für Revitalisierungen, zur Förderung der Artenvielfalt 
oder bei bestehenden Bauten und Anlagen in Bauzonen (§ 22 Abs. 2 WsV). Bezogen auf 
das Grundstück Kat. Nr. 8276 in Wald ist nicht ersichtlich, dass solche besonderen Verhält-
nisse vorliegen. Die Bebaubarkeit des Grundstücks bleibt auch mit dem Gewässerraum ge-
währleistet. Für die bestehenden Teile des Gebäudes GVZ Nr. 1767, die im Gewässerraum 
zu liegen kommen, gilt die erweiterte Bestandesgarantie nach § 357 PBG. Eine asymmetri-
sche Anordnung zu Gunsten des Grundstücks Kat. Nr. 8276 würde einerseits die aus Sicht 
Hochwasserschutz erforderliche Gewässerraumbreite einseitig unrechtmässig unterschrei-
ten und anderseits das Prinzip der Opfersymmetrie verletzen, da die gegenüberliegenden 
Grundstücke stärker belastet würden, ohne dass in der Summe eine bessere Lösung resul-
tierte.  
 
Gebäude sind bei der Gewässerraumfestlegung grundsätzlich nicht zu umfahren, das An-
schneiden durch den Gewässerraum ist, auch bei bestehenden Schutzobjekten oder ge-
mäss Kernzonenplan ortsbildprägenden Gebäuden in Kauf zu nehmen. Trotz dieser Re-
duktion kommt das Gebäude GVZ Nr. 1767 auf dem Grundstück Kat. Nr. 8276 teilweise in-
nerhalb des Gewässerraums zu liegen. Für dieses Gebäude und im Allgemeinen für Bau-
ten und Anlagen, die rechtmässig erstellt worden und bestimmungsgemäss nutzbar sind, 
gilt die erweiterte Bestandesgarantie nach § 357 PBG (s. Vorwort).  
 
Eine weitere Anpassung (Reduktion oder Asymmetrie) des Gewässerraums gemäss Anträ-
gen 1-3 ist nicht rechtmässig und nicht gerechtfertigt. Im Abschnitt Jona-11 wird somit der 
reduzierte, symmetrische Gewässerraum – wie im Auflagedossier – festgelegt.  

Wir weisen darauf hin, dass die zitierten gesetzlichen Vorgaben bei der vorliegenden Ge-
wässerraumfestlegung berücksichtigt wurden. 

Zum Teilantrag 4: 

Die bestehende Überbauung, das kantonale Ortsbildschutzinventar und das ISOS-Ortsbild 
wurden bereits berücksichtigt, indem der Gewässerraumabschnitt Jona-11 als dicht über-
bautes Gebiet beurteilt wurde (s. Anhang A09 des techn. Berichts). Daraufhin, gestützt auf 
41a Abs. 4 Bst. a GSchV sowie § 17 und § 19 WsG, wurde der Gewässerraum auf die aus 
Sicht Hochwasserschutz erforderliche Breite (inkl. Zugang für den Gewässerunterhalt) re-
duziert. 
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Die geltenden BZO-Bestimmungen zur Bauweise in der einschlägigen Kernzone I (insb. 
Art. 32.1 BZO) und zukünftige bauliche Entwicklungen der Parzelle können mit der vorlie-
genden Gewässerraumfestlegung im vereinfachten Verfahren nicht berücksichtigt werden. 
Deren Berücksichtigung erfolgt zu gegebener Zeit bei der stufengerechten Beurteilung ei-
nes allfälligen Bauvorhabens im Rahmen des Baubewilligungsverfahrens, d.h. auf Grund-
lage von konkreten Bauabsichten und mittels einer stufengerechten Interessenabwägung, 
ggf. bei der Erteilung einer Baubewilligung bzw. Ausnahmebewilligung (s. Vorwort). 

 

Antrag 7: betreffend die Abschnitte Jona-11 und Jona-12 bzw. die Grundstücke Kat. 
Nrn. 7302 und 8525 in Wald ZH (Einwendung vom 26. Mai 2026) 

Gegen den Gewässerraum der Jona, welcher die Grundstücke Kat. Nrn. 7302 und 8525 in 
Wald ZH betreffe, werde mit folgenden zusammengefassten Argumenten Einwendung er-
hoben: 

- Der neu festgelegte Gewässerraum gehe deutlich über den bisherigen Abstand hin-
aus und würde somit die Einschränkungen gegenüber dem heutigen Zustand we-
sentlich verstärken. 

- Der Gewässerraum führe zu einer Kumulation von bereits nutzungseinschränken-
den erheblichen Abstandsvorschriften (Gewässerabstand und Strassenabstand 
entlang der Bachtelstrasse), wodurch ein grosser Teil der Grundstückfläche nicht 
mehr sinnvoll nutzbar sei. 

- Die zusätzliche Einschränkung beeinträchtige nicht nur die aktuelle Nutzung als 
Molkereibetrieb, sondern verhindere auch künftige notwendige betriebliche Entwick-
lungen und Anpassungen. 

- Aufgrund der bereits heute erheblichen Abstandsbelastungen sei die vorgesehene 
zusätzliche Ausdehnung des Gewässerraums im konkreten Fall unverhältnismässig 
und berücksichtige die standortspezifischen Gegebenheiten ungenügend. 

- Durch die starke Einschränkung der überbaubaren und wirtschaftlich nutzbaren Flä-
che infolge der kumulierten Abstände komme die Festlegung des Gewässerraums 
faktisch einer materiellen Enteignung nahe. Die Nutzungsmöglichkeiten der Grund-
stücke würden in einem Ausmass reduziert, das über eine zulässige öffentlich-
rechtliche Eigentumsbeschränkung hinausgehe, insbesondere ohne angemessene 
Kompensation. 

Aus diesen Gründen werden folgende Anträge gestellt: 

1) Der Gewässerraum im Bereich der Grundstücke Kat. Nrn. 7302 und 8525 sei zu 
überprüfen und anzupassen. 

2) Insbesondere sei die Gewässerraumbreite unter Berücksichtigung der bestehenden 
Abstandsbelastungen zu reduzieren. 
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3) Die betriebliche Nutzung und Eigentumsgarantie, um eine unverhältnismässige Ein-
schränkung bzw. eine enteignungsähnliche Wirkung zu vermeiden, seien zu be-
rücksichtigen. 

 

Entscheid der Baudirektion 

Der Antrag wird nicht berücksichtigt. 

Begründung 

Es ist unklar, was die Einwenderin mit «bisherigem Abstand» meint, vermutlich die seit 
1985 geltenden kommunalen Gewässerabstandslinien (entlang der kantonalen Jona und 
des kommunalen Schmittenbachs, RRB 3516/1985), welche die bauliche Nutzung der 
Grundstücke Kat. Nrn. 7302 und 8525 seit 1985 einschränken. Wir weisen darauf hin, dass 
die Gewässerraumfestlegung nur die seit 2011 geltenden Übergangsbestimmungen er-
setzt, aber nicht die bestehenden Gewässerabstandslinien (s. Vorwort). Vorliegend kann 
zudem nicht von einer «zusätzlichen Ausdehnung der Gewässerraums» gesprochen wer-
den, weil die Übergangsbestimmungen deutlich breiter (Abschnitt Jona-11: rund 6 m brei-
ter; Abschnitt Jona-12: rund 4.4 m breiter) ausfallen als der festzulegende Gewässerraum. 
Mit der Festlegung des Gewässerraums kommt es somit nicht zu zusätzlichen Einschrän-
kungen, sondern vielmehr zu einer Erleichterung der bisherigen Einschränkungen für diese 
beiden Grundstücke, weil die Übergangsbestimmungen abgelöst werden. Des Weiteren 
wurde der gesetzlich minimale Gewässerraum (rote Linie auf dem Gewässerraumplan) in 
diesen beiden Jona-Abschnitten aufgrund der Lage im dicht überbauten Gebiet auf die aus 
Sicht Hochwasserschutz erforderliche Breite (inkl. Zugang für den Gewässerunterhalt) re-
duziert, um den baulichen Gegebenheiten Rechnung zu tragen (Art. 41a Abs. 4 Bst. a 
GSchV, § 17 und § 19 WsG). Eine weitergehende Reduktion der Gewässerraumbreite, um 
die bestehenden Nutzungseinschränkung durch übrige Abstandsvorschriften und deren Ku-
mulation durch den Gewässerraum zu berücksichtigen, ist gesetzlich nicht vorgesehen und 
würde mit der Voraussetzung «soweit der Hochwasserschutz gewährleistet ist» in Wider-
spruch stehen.   

Die betroffenen Grundstücke Kat. Nrn. 7302 und 8525 befinden sich innerhalb der Bauzone 
(Kernzone), weshalb, sofern die betroffenen bestehenden Bauten und Anlagen (GVZ Nrn. 
2000, 2272 und 2614) rechtmässig erstellt wurden und bestimmungsgemäss nutzbar sind, 
die erweiterte Bestandesgarantie gilt. Unter dem Titel der erweiterten Bestandesgarantie 
bleiben gewisse Um- und Ausbauten, Erweiterungen sowie Nutzungsänderungen möglich. 
Bei Neubauten sind dank der Lage im dicht überbauten Gebiet und der Ausnützungsirrele-
vanz des Gewässerraums zudem Ausnahmebewilligungen möglich (s. Vorwort). 

Vor diesem Hintergrund ist es nicht ersichtlich, dass unverhältnismässige bauliche und be-
triebliche Einschränkungen entstehen würden, welche über die hinzunehmende Eigen-
tumsbeschränkung hinaus entschädigungspflichtig wären. Sofern sich aus Sicht der Ein-
wenderin eine betrieblich existentielle Einschränkung ergibt, kann sie in einem separaten 
Verfahren auf materielle Enteignung klagen (s. Vorwort). 
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Die Überprüfung des Gewässerraums in den Abschnitten Jona-11 und Jona-12 hat zusam-
menfassend ergeben, dass er verhältnismässig, rechtmässig und zweckmässig ist und 
deshalb erfolgt keine Anpassung im Vergleich zum Auflagedossier. 

3. Stellungnahmen ohne Anträge 

Stellungnahme vom 6. Mai 2026, betreffend die Bahnlinie 

In ihrer Stellungnahme stimmt die SBB der Festlegung des Gewässerraums an der Jona 
unter Berücksichtigung eines Hinweises zu. Die SBB weist darauf hin, dass die Gewässer-
raumfestlegung künftige Ausbau-, Erhaltungs- und Erneuerungsprojekte der Bahn weder 
be- noch verhindern dürfe, ansonsten sei auf die Gewässerraumfestlegung zu verzichten. 

Hinweis der Baudirektion 

Bei der vorliegenden Gewässerraumfestlegung handelt es sich um eine rein planerische 
Festlegung, aus der keine wasserbaulichen Massnahmen und somit auch keine baulichen 
Auswirkungen auf Anlageteile der SBB unmittelbar hervorgehen. Allein durch die Festle-
gung des Gewässerraums werden die aufgelisteten Bedingungen daher grundsätzlich er-
füllt resp. hat die Festlegung des Gewässerraums keine diesbezüglichen Auswirkungen. 
Durch die Festlegung des Gewässerraums werden Ausbau-, Unterhalts- und Erneuerungs-
projekte der SBB nicht verunmöglicht. Standortgebundene und im öffentlichen Interesse lie-
gende Bauten und Anlagen sind im Gewässerraum bewilligungsfähig. Für bestehende Bau-
ten und Anlagen innerhalb des Gewässerraums gilt die Bestandesgarantie.  
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